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ANFRAGEBEANTWORTUNG 

betreffend die schriftliche Anfrage der 

Abg. Auer und KollegenJvom 29.5.1991, 

Zl. 1199/J-NR/1991. "Befreiung von den 

Anschlu{3- und Grundgebühren für Telefone" 

Ihre Fragen 

~06.57AB 

1991 -07- 0 9 
zu --f1'88/J 

"Sind Sie bereit, im Zuge der bevorstehenden Novellierung 
der Anlage zum Fernmeldegebtihrengesetz im 
Fernmeldegebührengesetz auch eine Änderung dahingehend 
vorzusehen. daß anerkannte Hilfsdienste. wie die 
Freiwilligen Feuerwehren, Rotes Kreuz, Samariterbund, 
Bergrettung und andere anerkannte Sozialeinrichtungen in 
Zukunft von der Entrichtung der FernsprechgrundgebUhr und 
der Telefonansch~ußkosten befreit werden? 

Wenn nein, warum nicht?" 

darf ich wie folgt beantworten: 

Wie bereits in der Anfragebeantwortung vom 26. Juni 1990 

zur Problematik "GebUhrenbefreiung fUr Feuerwehren" 

ausgeführt wurde, kann ich zur vorliegenden Anfrage 

nochmals darauf hinweisen. daß finanzielle Belange der 

hier in Rede stehenden Notdienstträger in die Zuständig­

keit der Länder bzw. Gemeinden fallen. Zudem hat die Post 

in den letzten Jahren mit einem beträchtlichen 

finanziellen Mehraufwand (rd. 200 Mio S) zur Verbesserung 

der Infrastruktur in diesem Bereich bereits dadurch 

beigetragen, daß durch Errichtung von vollelektronischen 

Einheits-Kurzrufeinrichtungen die Notdienstträger im 

gesamten Bundesgebiet ohne Vorwahl und zum Ortstarif 
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erreicht werden kBnnen. Die MUnzfernsprecher moderner 

elektronischer Bauart und Wert kartentelefone ermöglichen 

Uberdies, die Notdienstträger gratis, dh. ohne MUnzeinwurf 

oder Verwendung einer Wertkarte, zu erreichen. 

Die österreichische 

Investitionen getätigt, 

Post 

die im 

hat somit 

Interesse eines 

aufwendige 

möglichst 

einfachen Zuganges zu den Notdienstträgern, wie Polizei, 

Feuerwehr und Rettung, liegen, obwohl eine Zuständigkeit 

der Post fUr die Tragung der Kosten dieser Notdienstträger 

- wie bereits erwähnt - nicht gegeben ist. 

Eine Ausweitung der GebUhrenbefreiung auf 

Sozialeinrichtungen" wUrde abgesehen von 

verbundenen Beispielsfolgerungen zu einer 

fUhren, die sowohl den Grundsätzen der 

"anerkannte 

den damit 

Entwicklung 

EG nach 

Kostenorientierung und Transparenz als auch der 

unbestrittenen Notwendigkeit einer Stabilisierung der 

Befreiungsfälle gerade entgegenläuft. Eine Erweiterung der 

Befreiungsbestimmungen ist 

Zeitpunkt nicht vertretbar. 

daher im gegenwärtigen 
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